
Asylbewerber*: „Ein Haus hat Türen, die man öffnen und schließen kann“ 

Titel
Jenseits von Schuld und Sühne
Die Belastungsgrenze der Republik sei durch Zuwanderer überschritten, sagt Innenminister 

Otto Schily. Nun ist der Krawall groß: Grüne protestieren, der Streit zerrt an der Koalition. Weil 
in der Ausländerpolitik jahrelang wenig geschah, gerät der soziale Friede in Gefahr.
Bonner Innenminister Schily
Falscher Satz zur falschen Zeit? 
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Mit einem Satz Deutschland zu er-
schüttern gelingt nur wenigen –
und denen selten freiwillig. Auch

Otto Schily war am Mittwoch vergangener
Woche plötzlich ganz kleinlaut. „Ich bin
doch kein Rechter“, verteidigte sich der
sonst so selbstbewußte neue Minister im
Bonner Innenausschuß: „Wer meine Bio-
graphie kennt, muß das doch wissen.“

„Dünnhäutig“ habe der ehemalige RAF-
Anwalt und Grünen-Mitgründer Schily da-
bei gewirkt, berichten Teilnehmer der Run-
de mit kaum verhohlener Schadenfreude.
Seit Tagen muß Kabinettssenior Schily, 66,
derbe Kritik einstecken. Der Jurist, der
sonst gern austeilt, zog mit einem schlich-
ten Satz ein wildes Sperrfeuer der
Empörung auf sich: „Die Grenze der Be-

* Im Asylbewerberheim in der Leitzstraße in Stuttgart.
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lastbarkeit Deutschlands durch Zuwande-
rung ist überschritten“, hatte Innenminister
Schily dem Berliner „Tagesspiegel“ gesagt.
Punktum.

Doch von dort war es nicht weit zum
Satz: „Das Boot ist voll“ – eine schwer be-
lastete Sentenz, mit der die Schweiz in den
dreißiger Jahren jüdische Flüchtlinge aus
Hitler-Deutschland abgewehrt hatte. Rech-
te recycelten den Slogan Anfang der neun-
ziger Jahre in der Debatte um den Asyl-
kompromiß. Zwar wehrte Schily sofort ab,
das habe er so nie gesagt. Schilys feiner
semantischer Differenzierung zwischen
vollen Booten und überschrittenen Gren-
zen konnten freilich weder Parteifreunde
noch Gegner folgen.

Das eine sei so schlimm wie das andere,
polterte etwa Heiner Geißler, früherer
Fraktionsvize der CDU – die Schlacht um
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das derzeit heikelste Thema der Republik
konnte beginnen: „Die Ausländerfrage:
Hat Schily recht?“ titelte „Bild“ mit un-
trüglichem Instinkt dafür, was Deutsche
bewegt. „Schily hat nicht recht“, antwor-
tete „Die Zeit“ in einer wie gewohnt poli-
tisch korrekten Schlagzeile.

Voll des Lobes für den Gescholtenen
zeigte sich Bayerns CSU-Innenminister
Günther Beckstein. „Bemerkenswert rea-
listisch und erfreulich deutlich“ sei die
Sprache des Sozialdemokraten Schily.
Auch CDU/CSU-Fraktionsgeschäftsführer
Hans-Peter Repnik klatschte Applaus, Schi-
ly habe in weiten Teilen recht. Ein wenig
peinlich: „Ich beglückwünsche den Bun-
desinnenminister zu seiner Erkenntnis“,
jubelte auch Rolf Schlierer, „Schily hat nur
ausgesprochen, was jeder vernünftige
Mensch in Deutschland seit 20 Jahren
weiß.“ Der Mann ist Vorsitzender der
rechtsradikalen Republikaner.

Backpfeifen fing sich Schily hingegen
vom grünen Koalitionspartner ein. „Die
falsche Debatte“, brummelte Vormann
Joschka Fischer. „Einfach schräg“, moser-
te Fraktionschef Rezzo Schlauch. „Schily
redet, ohne zu denken“, polterte Europa-
Parlamentarier Daniel Cohn-Bendit. Schon
macht unter Grünen das Wort die Runde,
der eigensinnige Querdenker Schily bela-
ste die Koalition.

Die Grünen haben überall nachgegeben,
bei der Ausländerpolitik müssen sie sich
auf die Hinterbeine stellen. Basisgruppen,
Bürgerrechtsinitiativen und Menschen-
rechtsvereine waren immer der Nährbo-
den der grünen Bewegung – die Gutmen-
schen dürfen nicht auch noch hier ent-
täuscht werden.

Auch kommt der Ärger um die Auslän-
derpolitik zur Unzeit: Die neue Regierung
spürt gerade überall die Tücken des Re-
gierens, der Schwung der großen Vorhaben
versackt kümmerlich. Rente, Ökosteuer,
Neuregelung der 620-Mark-
Jobs, alles mußte einstweilen
verschoben werden – ausge-
rechnet auf den 1. April.

Da waren auch manche von
Schilys Sozialdemokraten über
dessen Ausländervorstoß gar
nicht amüsiert. Mit seinen
Äußerungen begebe sich der
Genosse „in fatale Nähe zu ei-
nem rechtskonservativen Wort-
schatz“, kritisierte der schles-
wig-holsteinische Innenminister
Ekkehard Wienholtz. „Wir bemühen uns
im Wahlkampf um differenzierte Argu-
mentation, und das erwarte ich auch von
einem SPD-Innenminister“, ereiferte sich
die Pforzheimer Abgeordnete Ute Vogel.

In der fraktionsinternen Arbeitsgruppe
waren „die Leute sauer und verärgert“,
sagt ein Sozialdemokrat. Innenexperte
Dieter Wiefelspütz klagte, Schily möge
doch bitte berücksichtigen, daß die deut-
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sche Sprache „sehr nuancenreich“ sei, vor
allem die Ausländerpolitik sei „vermintes
Gelände“.

Wohl wahr. Die Nerven liegen bloß,
denn die schlichte Frage, wie viele Auslän-
der Deutschland verträgt, rührt an die
Grundfesten der Republik. Muß das Land
mehr Kriegsflüchtlinge aufnehmen als je-
der andere Staat in Europa? Müssen wir
ein Asylrecht haben, wie es sich keine an-
dere Nation in Europa leistet?

Schon solche Gedankenspie-
lerei war in den vergangenen
Jahrzehnten verpönt, den
Rechtsextremisten vorbehalten.
Deutschland hat den Zweiten
Weltkrieg vom Zaun gebro-
chen, Unglück über sich und
seine Nachbarn gebracht. Juden
flohen vor den Gaskammern in
alle Himmelsrichtungen und
konnten froh sein, wenn sie ir-
gendwo Unterschlupf und Ret-
tung fanden. Daher stammt un-

ser Asylartikel im Grundgesetz. Schuld ver-
pflichtet – aber wie lange? Soll an Alba-
nern,Türken oder Nigerianern gutgemacht
werden, was Juden damals angetan wurde?

Die neue Regierung sucht jetzt ihren
Weg – und sie ist die erste, die sich
streckenweise jenseits von Schuld und
Sühne wagt. Bezog Ex-Kanzler Helmut
Kohl noch beträchtliche Dresche im Aus-
land für seinen leichtsinnigen Spruch von

en im 
gieren
etzige
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Türkische Diskothek (in Köln): Ein eigenes Biotop 
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Container-Unterkunft für Asylbewerber (in München): „Wer Zuwanderung bejaht, muß auch 
der „Gnade der späten Geburt“, so konn-
te sich Nachfolger Gerhard Schröder halb-
wegs ungeschoren für die deutsche Indu-
strie schlagen, die vor Milliardenklagen
ehemaliger Nazi-Opfer zittert.

Die Zeit der Demut, so scheint es, ist
für diese Regierung vorbei. Schily hat jetzt
nur einfach die Ärmel hochgekrempelt und
die Tür zu einem Saustall aufgezogen, den
seine Vorgänger nie so recht betreten woll-
ten: der Ausländerpolitik.

Jahrzehntelang hat es die Bundesregie-
rung versäumt, etwas vernünftig zu regeln,
was längst unübersehbar ist: Deutschland
ist ein Einwanderungsland, sogar das be-
deutendste in der EU – und hat gleichwohl
immer noch kein konsequentes Einwande-
rungsgesetz, um den Zustrom so zu steu-
ern, daß deutschen Interessen und denen
der Einwanderer gedient ist.

Soviel Zufall nimmt keine andere Re-
gierung in Kauf: Wer es ins gelobte Land
schafft, das wird bestimmt durch eine kom-
plizierte Rechtslage, Lücken in der Grenz-
kontrolle, Kriege in anderen Ländern, die
Cleverness von Schleusern, das Ermessen
von Beamten. Es gibt Bürgerkriegsflücht-
linge, Konventionsflüchtlinge, Asylbewer-
ber, Familiennachzügler – eine Spielwiese
für Juristen, aber Normalbürger können
da kaum folgen.

Etwa jeder zehnte Einwohner wurde
nicht in Deutschland geboren. Rund 7,3
Millionen Ausländer leben hier, dazu kom-
men 3,8 Millionen deutschstämmige Aus-
siedler, von denen ein beträchtlicher Anteil
den Deutschen fremder ist als mancher
Türke, dessen Großvater schon nach Es-
sen, Frankfurt oder Berlin zog. Durch ihre
geographische Lage in der Mitte Europas,
durch Reichtum zieht die Republik die
Mühseligen und Beladenen dieser Welt an.

So ungeregelt wie bisher kann diese Völ-
kerwanderung nur Angst und Verunsiche-
rung auslösen. Der soziale Frieden ist in
Gefahr, gerade bei 3,9 Millionen Arbeits-
24
losen kann leicht Beklemmung entstehen,
wenn die Bundesregierung die Zuwande-
rung nicht im Griff hat. Ein klares Ein-
wanderungsgesetz auf europäischer Ebene
könnte das Gefühl vieler Bürger beseiti-
gen, Deutschland stehe, in Reue fest, zu
allen, die sonst niemand haben will – un-
ter ihnen auch viele Kriminelle und Polit-
extremisten, die Terror daheim predigen.

„Geprägt von schlechtem Gewissen über
das, was einmal war, und unfähig, die ei-
genen Interessen rational zu definieren“,
sei die deutsche Einwanderungspolitik ge-
scheitert, sagt der SPD-Bundestagsabge-
ordnete Hans-Ulrich Klose. Der Jurist hält
die Vogel-Strauß-Politik der bisherigen
Bundesregierungen für einen „lebensge-
fährlichen Fehler“. Der ehemalige Vize-
präsident des Parlaments: „Die Menschen
im Land reagieren auf die jetzige Situa-
tion irritiert, verängstigt und aggressiv.“

Kloses Parteifreund Schily, hat auch der
Grünen-Fraktionschef Schlauch richtig er-
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kannt, „bedient eine Stimmung zu einem
Thema, das einen ganz nüchternen Dis-
kurs verdient“.Wundern tut ihn der derbe
Hieb des Genossen freilich nicht, denn
schon bei den Koalitionsverhandlungen
hatte Schily nicht gerade durch Rücksicht-
nahme geglänzt. Grüne klagten über die
„ungeheure Härte“ ihres ehemaligen
Parteifreundes: „Seine Sätze fangen mit
nein an und hören mit nein auf“, mosert 
einer.

Jetzt freilich fühlt sich der Gescholtene
ungerecht behandelt. Es gehe ihm nicht
darum, „Leute aus Deutschland herauszu-
expedieren“, sagt Schily. Wer mehr Zu-
wanderung wolle, möge ihm, bitte schön,
konkrete Vorschläge hinlegen. Nur wer
„völlig blind und taub“ sei, könne bestrei-
ten, daß der Zuzug von Ausländern vie-
lerorts Probleme verursache.

Politische Klugheit, argumentiert Schily,
verbiete es, jetzt ein Einwanderungsgesetz
zu erlassen, denn es sende ein falsches 
Signal in die Welt: „Wir machen noch ein
Tor auf.“ Damit werde die Integrationsbe-
reitschaft der Deutschen in Zeiten hoher
Arbeitslosigkeit überfordert.

Die „Kerntruppen“ der SPD seien da
nicht toleranter als die der CDU, assistier-
te Willfried Penner, sozialdemokratischer
Vorsitzender des Innenausschusses. Die
Parteifreunde stecken in einer Klemme:
Was sich von der Oppositionsbank noch
schön liberal fordern ließ, müßten sie jetzt
exekutieren und bezahlen – das erklärt so
manchen Schwenk.

Es sei unübersehbar, schimpft FDP-Vor-
mann Guido Westerwelle, welche populi-
stischen Strömungen Schily bediene. Der
Innenminister führe als roter Hilfssheriff
fort, was sein Kanzler Schröder mit dem
Diktum „Kriminelle Ausländer raus, aber
schnell“, begonnen habe.

Vor einem Jahr war es Schily gewesen,
der zusammen mit seiner heutigen Parla-
mentarischen Staatssekretärin Cornelie
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Grüne Schlauch, Özdemir: „Einfach schräg“ 
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Sonntag-Wolgast selbst ein Einwande-
rungsgesetz gefordert hatte. Und in seiner
Antrittsrede im Bundestag schwärmte
Schily noch, „daß Zuwanderung auch er-
hebliche positive Auswirkungen hat, in de-
mographischer, ökonomischer und kultu-
reller Hinsicht“. Schilys Credo: „Wer Zu-
wanderung bejaht, muß auch die Steue-
rung von Zuwanderung bejahen.“

Da hat manch einer Mühe, der Logik zu
folgen. „Mein Gott Otto, wie hast du dir
verändert“, frotzelte die linke „Frankfur-
ter Rundschau“. Denn im Sommer hatte
Schily mit geradezu beängstigender Präzi-
sion begonnen, die Aufgabe zu erledigen,
die ihm Oskar Lafontaine zugedacht
hatte: der Union, namentlich deren
Innenminister Manfred Kanther, kei-
ne Chance zu lassen, die Sozialde-
mokraten etwa auf dem Feld der In-
neren Sicherheit als unsichere Kan-
tonisten darzustellen.

Als schneidiger Polizeiminister in
spe tourte Schily durch die Republik:
Ein „schwerer Fehler“ sei es, die
mehrheitlich aus ausländischen Ma-
fiosi bestehende Organisierte Krimi-
nalität (OK) zu verharmlosen. „Hart
und entschlossen“ müsse der Staat
gegen derartige Verbrechen vorge-
hen, im übrigen habe das „Gewalt-
monopol des Staates eine friedens-
stiftende Funktion“.

Längst haben alte Freunde aus je-
ner Zeit, da sich der Altlinke Schily
selbst noch einen „Gegner der kapi-
talistischen Gesellschaftsordnung“
nannte, ihre liebe Mühe, den Wendungen
ihres Weggefährten von einst zu folgen.

Der Grüne Schlauch saß dabei, als Schi-
ly 1977 in einem Stuttgarter Hotel sein Plä-
doyer für die RAF-Terroristin Gudrun
Ensslin vortrug. Schlauchs Staunen über
die rebellische Verteidigung damals ging
in Verständnislosigkeit heute über: „Man
weiß nicht mehr, wer er ist.“
Steuerung bejahen“ 
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„Das Sein bestimmt eben das Bewußt-
sein“, höhnt ein Parteifreund über den al-
ten Kampfgefährten, der nun die Macht in
Händen hat. Den Grünen hingegen kommt
der Buhmann Schily wie gerufen. Lautstar-
ke Kritik an dem Renegaten ist für sie eine
gute Chance, das eigene Profil zu stärken.

Was für eine Farce aber: Offene Tore für
einwanderungswillige Ausländer, das ha-
ben die Pragmatiker unter den Grünen ab-
seits von Parteitagsrhetorik längst begrif-
fen, kann es derzeit in Deutschland nicht
geben. Der türkischstämmige Grünen-Ab-
geordnete Cem Özdemir: „Wir wollen kei-
ne Einladung an die ganze Welt.“
In Wahrheit sind Grüne und Sozialde-
mokraten in den Koalitionsverhandlungen
schon halbwegs vorangekommen. Das ver-
altete deutsche Staatsangehörigkeitsrecht
wollen sie „auf den Schrottplatz der Ge-
schichte“ (Özdemir) werfen. Nach dem
Blutsprinzip galt bisher: Deutscher ist, wer
deutsche Eltern hat. Nun sollen erwachse-
ne Ausländer einen deutschen Paß be-
kommen, wenn sie schon mindestens acht
Jahre hier leben; Kinder kriegen das Papier
bereits nach fünf Jahren – ähnlich wie in
England, Holland oder Frankreich, wo alle
nur fünf Jahre ausharren müssen. Und ihre
alten Ausweise werden die deutschen Aus-
länder keineswegs mehr wie bislang abge-
ben müssen.

Doch auch die FDP nutzte Schilys kecke
Äußerung, um nun kräftig mitzuheucheln.
Umgehend kramte sie ihren alten Entwurf
eines Gesetzes hervor, das den Zuzug von
Ausländern begrenzen soll – allerdings
nicht in erster Linie aus liberalem Engage-
ment, sondern wohl eher, um Zwietracht
im rot-grünen Bündnis zu säen. Nun müs-
se die SPD „Farbe bekennen“, frohlockt
Westerwelle.

Der Krawall um Schily, konstatiert kühl
der Kieler Innenminister Wienholtz, habe
immerhin den guten Effekt, daß sich die
SPD nun erst mal selbst dem Thema stel-
len müsse: „Die derzeitige Diskussion ist
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völlig unsachlich und findet nur aus dem
Bauch heraus statt.“

Pragmatiker Wienholtz hält ein Ein-
wanderungsgesetz für unabdingbar, um die
Integration steuern zu können. „Wenn wir
das nicht machen, werden wir der Lage ei-
nes Tages nicht mehr Herr.“ Denn ob ge-
wollt oder nicht: „Einwanderung findet
statt, und das ist eine Tatsache, mit der wir
umgehen müssen.“

Der Streit um ein Einwanderungsgesetz
– von Schily nur aufs Tablett geholt, aber
in Wahrheit ein Bonner Dauerbrenner –
klingt erbitterter, als er ist. Sowohl Gegner
als auch Befürworter sind sich in den Zie-
len weitgehend einig: Niemand denkt an
eine große Einwanderungswelle. Partei-
übergreifend ist in den Programmen immer
nur von „Kontrolle“, „Begrenzung“ und
„Steuerung“ die Rede.

Zudem wissen Experten aller Parteien,
daß die Zahl neuer Zuwanderer – Auslän-
der und Aussiedler aus osteuropäischen
Staaten – seit Jahren zurückgeht. Wie der
münstersche Politologie-Professor Gerhard
Wittkämper gerade vergangene Woche auf
der Herbsttagung des Bundeskriminalamts
vortrug, übertraf die Zahl der Abwanderer
im letzten Jahr erstmals die der Zuwande-
rer. Negativsaldo: 21768 Ausländer mehr
verließen das Land, als hereinkamen. Das
Minus allein in den ersten drei Monaten
dieses Jahres: 18308.

Unter Experten ist zudem unstreitig, was
vielen Deutschen unangenehm in den Oh-
ren klingen muß: Die Bundesrepublik wird
wegen fortschreitender Vergreisung künftig
dringend Neubürger brauchen – nur eben
die richtigen. „Der Zeitpunkt wird schnell
kommen“, so die grüne Ausländerbeauf-
tragte Marieluise Beck, „wo Einwanderung
unausweichlich ist.“

Die nüchterne Rechnung des Wissen-
schaftlers Wittkämper: Um die niedrige
deutsche Geburtenrate von 1,4 Kindern pro
Frau auszugleichen, müßten im Jahr 2010
etwa 330000 Zuwanderer ins Land kom-
25
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Abstieg zum Slum
Drogen, Dreck und Gewalt: Im einstigen Berliner Arbeiter-
viertel Wedding wächst eine bedrohte Generation heran.

Nach dem deutschen Mittelstand zieht auch der türkische fort.
Jugendliche in der Koloniestraße
Ein Platz am Rande

Hauswart Wottke
„Betrug an Vater Staat“

Kaufmann Ali
„Die einzig netten Leute hier“
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Die Jungs sind noch ganz aufge-
wühlt. Einer sagt: „Alles Blut,
hast du gesehen, die Nase?“ 

Es war einer dieser geladenen Mo-
mente am Billardtisch, in denen es um
nichts geht und doch um alles, um Ver-
letzung und Ehre, um Ansehen in der
Gruppe. Faustschläge, einer griff zum
Stock. Die Betreuer trennten die Kampf-
hähne. Da war der Sieger schon ermittelt,
der große mit dem Palästinensertuch. Er
kommt schon länger in den Jugendtreff
„Kolsole“. Der Verlierer war noch neu.

„In denen steckt viel Aggressivität“,
sagt der Sozialarbeiter. Eigentlich ist das
Haus des Vereins für sportorientierte Ju-
gend- und Sozialarbeit, direkt an der
Kreuzung der Soldiner mit der Kolonie-
straße im Berliner Stadtteil Wedding ge-
legen, eine Art Schutzraum. Die Wände
sind weiß gestrichen, in Glasrahmen hän-
gen Porträtfotos von Kindern und Ju-
gendlichen, es gibt Handwerks- und In-
ternet-Kurse, Klettern, Breakdance. Das
Haus soll Jungen und Mädchen vom Kiez
eine Chance geben.

Viel mehr als diese eine haben sie
nicht. Die Jungen mit den Baseballkap-
pen und den Nike-Turnschuhen sind fast
alle Araber und arbeitslos – wenn die
Sonder- oder Hauptschule erst mal mit
ihnen fertig ist. Sie sind noch laut und
ungelenk, stehen unter Strom. Und sie
suchen ihren Platz in den alten Schmud-
delecken des runderneuerten Wedding.

Im alten Arbeiterbezirk sind Gründer-
zentren in die Klinkermauern der alten
AEG gezogen, bei der Anfang der achtzi-
ger Jahre das Licht ausging. Die Werke, in
denen die Väter der Ausländer vielleicht
noch handlangern konnten, wurden durch
Dienstleistungsbetriebe ersetzt.

So gibt den Ausgeschlossenen allein
die Clique Selbstbewußtsein. Diese
nimmt Mode und Lebensmuster aus Vi-
deos von amerikanischen Gangsta-Rap-
pern. Und wenn abends um viertel nach
acht die Jugendeinrichtung schließt und
sie vor den Hauseingängen lungern, dann
genießen sie es ein wenig, daß sie die
Nachbarn erschrecken.

Es sind nur zwei Straßen, die sich im
lang vergessenen Norden des Wedding
kreuzen, nicht weit von dort, wo einmal
die Mauer war. Aber sie sind ein Beispiel
für die Verwahrlosung eines Wohnquar-
tiers – so wie das dutzendfach in deut-
schen Großstädten geschieht. Der Soldi-
ner Kiez steht jetzt für Angst und Müll
auf dem Gehsteig. Ausländeranteil: 51
Prozent. Der Mittelstand ist geflüchtet,
zurück bleiben deutsches Proletariat und
kriminelle Jugendbanden.

Ganzen Häuserzeilen wurden in den
siebziger Jahren die Fenster vermauert,
die Wohnungen dem Verfall überlassen.
Die Bewohner wurden in Wohnsilos am
Stadtrand umgesiedelt. In die Ruinen zo-
gen Einwanderer ein, vor allem türkische
Familien. Sie belebten die Quartiere neu.

In der Koloniestraße erinnert die ver-
lassene Schlachterei Kaplan an diese kur-
ze Blüte. Sie ist verrammelt wie viele an-
dere Läden. Remzi Kaplan, der mit elf
Jahren seinem Vater nach Deutschland
folgte, hat jetzt einen modernen Schlach-
tereibetrieb eröffnet – im brandenburgi-
schen Schönwalde. 23 Mitarbeiter liefern
von dort Kebabspieße nach ganz Berlin.
Kaplan selbst ist ein paar hundert Meter
weitergezogen, in eine sanierte Wohnung
mit Fahrstuhl und Loft. Ledersofas,
Schrankwände – alles glänzt in Weiß. Und
der Mittvierziger strahlt die Zufrieden-
heit des Erfolgreichen aus, der gelassen
über seine alte Nachbarschaft hinweg-
sieht. Er will auch seinen Laden wieder
öffnen: mit Geflügel. „Solche Brenn-
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punkte“, sagt Kaplan. „finden Sie in je-
dem Stadtteil.“

Daß der Kiez solch ein Brennpunkt ge-
worden ist, weiß seit dem 16. September
vergangenen Jahres die ganze Stadt. Da
stiegen vier Männer mit Maschinenpisto-
len aus dem Auto und feuerten ihre Sal-
ven ins „Sandalo“. Seither ahnen alle,
daß es in dem Billardlokal mit blauem
Neon und lautem Rap um Drogen ge-
gangen sein könnte, wenn die Männer
hinter der Theke verschwanden.

Auch das Lokal gleich um die Ecke
wurde schon mehrmals geschlossen, weil
dort Heroin über den Tisch gegangen sein
soll. „Jetzt verkaufen sie das Zeug im
Hof“, sagt Carola Schulz, die hier seit 30
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men und im Jahr 2050 dann schon 681000
– vorausgesetzt, die Bundesrepublik will
ihre Bevölkerungszahl halten und somit die
Renten künftig bezahlen können.

Auch andere Bedenken, obwohl weit
verbreitet, sind längst ausgeräumt: Aus-
länder nehmen den Deutschen keineswegs
Arbeitsplätze weg. Und sie fallen in ihrer
Mehrheit auch nicht dem Steuerzahler zur
Last. Der wirtschaftliche Erfolg der Bun-
desrepublik, so der Münchner Volkswirt-
schaftler Klaus Zimmermann, sei vielmehr
„mit dem Aufstieg zum ersten Einwande-
rungsland Europas verbunden“.

Das angesehene Rheinisch-Westfälische
Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) hat
beide Fragen statistisch geprüft. Das Er-
gebnis für den Untersuchungszeitraum
1988 bis 1995: Ausländische Arbeiter „üben
nur Tätigkeiten aus, für die nicht ausrei-
chend einheimische Arbeitskräfte zur Ver-
fügung stehen“.

Die RWI-Experten haben auch berech-
net, was Ausländer kosten und was sie ein-
bringen. Zuwanderer haben pro Jahr aus
diversen öffentlichen Töpfen 70 Milliarden
Mark bezogen – auf der anderen Seite aber
100 Milliarden an Steuern und Abgaben
gezahlt. Macht ein Plus von 30 Milliarden
Mark.

Dumm geregelt ist nur die Verteilung:
Von dem, was Ausländer zahlen, profitiert
vor allem der Bund. Länder und Gemein-
den legen hingegen kräftig drauf, vor allem
in Ballungsgebieten wird die Last für vie-
le Kommunen unerträg-
lich. Aber alle Ausländer
zusammen zahlen so viel,
daß jeder einzelne Steu-
erzahler pro Jahr rund
400 Mark spart, was un-
gefähr der durchschnitt-
lichen Höhe des Solidar-
zuschlags entspricht.

Besonders die größte
Gruppe der Einwanderer,
die über zwei Millionen
Türken im Land, haben
viel für sich und die Republik geleistet.
Wenn etwa Senol Akkaya, 40, auf einem
Gerüst 100 Meter hoch über Berlin steht,
grüßen ihn Dutzende von Arbeitern auf
dem Potsdamer Platz – alles Leute der Fir-
ma STA-GmbH, Akkayas Stahlbauunter-
nehmen. Sie spannen Stahldrähte und bie-
gen Moniereisen, sie haben das legendäre
Hotel Adlon am Brandenburger Tor mit-
gebaut, zogen dem Bau der Daimler-Toch-
ter Debis in Deutschlands Machtzentrum
Streben ein. Jetzt werkeln die 78 festange-
stellten Männer des Türken gerade am neu-
en Bundeskanzleramt. Gibt es viel zu tun,
stockt Akkaya seine Truppe sogar auf 150
Leute auf.

1993 erst hat Akkaya sein Unternehmen
gegründet. Die Deutschen auf dem Bau,
Ingenieure und Architekten, sagt der Tür-
ke, würden ihn problemlos akzeptieren.
Mit mehr als 30 Projekten hat er sich einen

„Die derzeiti
Diskussion

ist unsachli
und findet

nur aus 
dem Bauch

heraus stat
Jahren einen Zeitungsladen hat. „Es pas-
siert nicht jeden Tag etwas, aber es ist
diese schleichende Veränderung.“ 

Wenn sich morgens Videorecorder auf
der Straße stapeln, dann fragt sie nicht
mehr, woher die kommen. Und seit die
beiden dunkelhaarigen Jugendlichen in
ihren Laden stürmten und ihr in den
Nacken schlugen, daß sie das Bewußtsein
verlor, weiß Carola Schulz, daß das Ver-
brechen auch vor ihrem bescheidenen
Besitz nicht haltmacht. „Früher“, erin-
nert sie sich, „brauchten wir nicht einmal
nachts den Laden herunterzulassen.“

Das muß die Zeit gewesen sein, als
Heinz-Dieter Wottke noch sieben Pferde
in einem Stall im Hinterhof hatte. Jetzt
hat er schon einmal die Polizei gerufen,
weil er in der Nachbarwohnung Schafe
blöken hörte. „Die haben die abgeholt
und zum Schlachthof gebracht.“ 

Wottke, der den Gasrevolver aus sei-
nen Zeiten als Objektschützer immer be-
reitliegen hat, ist jetzt selbsternannter
Wachmann im Haus. „Dieser ganze Be-
trug an Vater Staat“, schimpft er auf sei-
ne Nachbarn, „alle kassieren Sozialhil-
fe.“ Schließlich ist das sein Vater Staat,
der ihn immer kurzgehalten hat. „Als ich
früher einmal stempeln ging, mußte ich
mich morgens früh anstellen.“ Jetzt wür-
de es allen so leicht gemacht. Sie führen
neue Autos, mosert er, gemeldet in Ju-
goslawien, und hätten auch noch einen
Lastwagen. Und dann: „5 mie-
ten die Wohnung, 30 sind drin.“

Doch Wottke will die Stellung
halten, auch wenn der nette tür-
kische Nachbar längst ausgezo-
gen ist: „Der wollte nicht, daß
seine Kinder hier aufwachsen.“

„Kinder, Mensch wehrt euch
doch“, ruft Carola Schulz aus
ihrem Zeitungsladen manchmal
deutschen Schülern zu, wenn sie
beobachtet, wie die sich von ein
paar kleinen Libanesen ein-
schüchtern lassen, nur weil die
Stöcke in den Händen halten.
Doch wenn mittags die Schule
aus ist, sind nur noch wenige
deutsche Schüler auf der Straße.
In den Klassen sind sie Vertreter
einer Nation unter vielen.

Der Abzug erwerbstätiger Fa-
milien mit Kindern ist für den
Stadtsoziologen Hartmut Häu-

ßermann von der Humboldt-Universität
ein klarer Indikator für den Abstieg zum
Slum.Wenn sich kein Blumenladen mehr
in der Straße finde, sei das ein weiteres
Zeichen. „Dann ist Alarm zu geben“,
sagt Häußermann. Die Konzentration von
Stadtbewohnern, die vom Arbeitsmarkt
abgekoppelt sind, erzeugt eine Abwärts-
spirale.

Die Skrupellosigkeit von Hausbesit-
zern gibt der Koloniestraße den Rest.
Drei Häuser etwa wurden zu Gewerbe-
raum erklärt und kurzfristig vollgestopft
mit Familien, die sagten, daß sie aus Bos-
nien kämen, aber nicht den Namen einer
einzigen Stadt dort nennen konnten.
Nachbarn glauben, es waren wohl Roma.

Jetzt schiebt Friedrich Hüther, der hier
Hausmeister ist, die letzten Müllberge
dieser Mieter beiseite. „Die zerschla-
genen Scheiben und überall die Scheiße
in den Ecken dort, das war schlimm“,
sagt er. Und die vielen Einkaufswagen,
die aufgebrochenen Briefkästen und die
Ratten, welche die Müllberge durch-
wühlten.

Nur „Onkel Ali“ in seinem Laden ge-
genüber schafft noch ein wenig Kiezsoli-
darität.Auch er tut sich freilich schwerer,
seit vor einem Jahr die neue Einkaufs-
meile mit 100 Geschäften auf 25000 Qua-
dratmetern in den modernisierten Teil
des Wedding gepflanzt wurde. „Ich habe
jetzt am Tag 300 Mark weniger in der
Kasse.“ Der Kaufmannsladen, in dem
man auch eine warme Bulette bekom-
men kann, einen Kaffee oder eine Fla-
sche Schnaps, ist einer der letzten 
Zufluchtsorte geblieben. „Onkel Ali und
die Frau Schulz“, sagt eine Rentnerin,
„das sind jetzt die einzig netten Leute
hier.“ Thomas Heise, Kuno Kruse 
27
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„Pädagogischer Wahnsinn“
Weil sie mit ihm nicht fertig wurden, schoben Bayerns 

Behörden den kriminellen Jugendlichen 
Mehmet in die Türkei ab. Doch auch dort will ihn niemand.
bener Mehmet*: „Lieber in Deutschland im Knast“ 
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Wer als Tourist aus Europa nach
Istanbul reist, wird kaum auf
die Idee kommen, im „Aden“

abzusteigen. Unscheinbar und versteckt
liegt der graue Kasten in einer winzigen
Seitenstraße im asiatischen Stadtteil Ka-
diköy, weit ab von den touri-
stischen Sehenswürdigkeiten.

Höllisch laut dröhnt der
Lärm vom Stop-and-go-Ver-
kehr des nahe gelegenen Rih-
tim-Boulevards, in der Luft
hängt der penetrante Geruch
von Diesel. Eine angenehme
Überraschung offenbart das
Vier-Sterne-Hotel erst im
sechsten Stock. Dort hat man
vom Restaurant aus einen
traumhaften Panoramablick
aufs Marmarameer.

Den konnte vergangene
Woche ein besonderer Gast
genießen. Er war nicht als Ur-
lauber gekommen, sondern
soll nach dem Willen des
bayerischen Innenministers
Günther Beckstein für immer
in der Türkei bleiben: Muhlis
A. alias Mehmet, 14, Deutsch-
lands derzeit wohl bekannte-
ster Jugendlicher. Spätestens
seit ihn der CSU-Minister am
vorvergangenen Samstag we-
gen der Vielzahl seiner krimi-
nellen Verfehlungen von München aus
nach Istanbul hat abschieben lassen,
kennt jeder Zeitungsleser und Fernseh-
zuschauer Muhlis’ Gesicht. Tags zuvor
hatte es das Bundesverfassungsgericht ab-
gelehnt, den spektakulären und umstrit-
tenen Schritt durch eine einstweilige An-
ordnung zu stoppen.

Zusammen mit seiner zwei Jahre älte-
ren Freundin Jasmin K. verbrachte Muh-
lis mehrere Nächte im „Aden“ – für je 90
US-Dollar pro Person und Tag. Wer die
Zimmer bezahlt hat, ist unklar.

Fest steht, daß Reporter der „Bild“-
Zeitung und des türkischen Massenblat-
tes „Hürriyet“ Anfang vergangener Wo-
che kaum einmal von der Seite des jun-
gen Paares wichen. Sie wußten zunächst
als einzige, wo Muhlis und Jasmin unter-
gebracht waren, und hielten Kollegen an-
derer Medien darüber im unklaren. Zeit-

Abgescho
weise fungierte der „Hürriyet“-Mann gar
als Muhlis’ Sprachrohr zur Presse.

Daß Muhlis und Jasmin eine Gegen-
leistung dafür erhielten, daß sie sich so
fürsorglich betreuen ließen, bestreitet
„Bild“. Das Blatt droht jedem mit Klage,
der dies behauptet. Muhlis’ Münchner
Anwalt Alexander Eberth sagt, die Ko-
sten für Flug und Unterkunft würden
„von dritter Seite“ beglichen.

Den Aufenthalt in einem Hotel hält er
für „pädagogischen Wahnsinn“. Doch
habe er, so der Jurist, „keinen Einfluß“
mehr auf das, was in Istanbul geschieht.

Wer Einfluß hierauf hat und ob über-
haupt jemand das Geschehen im Fall
Muhlis steuert, blieb vergangene Woche
im dunkeln. In Istanbul spielten sich Sze-
nen aus Absurdistan ab, die zweierlei zei-
gen: Wie hilflos der deutsche Staat im
konkreten Fall reagiert, wenn er mit der
beträchtlichen kriminellen Energie eines
Jugendlichen mit ausländischem Paß kon-
frontiert wird – er schiebt ihn einfach ab
und exportiert damit das Problem, ohne

* Am 14. November bei der Ankunft in Istanbul (4. v. r.).
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es zu lösen –, und wie wenig Sinn eine
derartige Aktion macht.

Schon am Abend nach der Ankunft des
Lufthansa-Fluges LH 3532, mit dem Muh-
lis auf dem Atatürk-Airport landet, kommt
es zu einer wilden Verfolgungsjagd. Rund
zwei Stunden lang rasen deutsche Jour-
nalisten der türkischen Polizei hinterher.
Am Ende landen sie auf der asiatischen
Seite des Bosporus, in Kadiköy. Da liegt
das Heim „Hoffnungskinder – Erste-
Schritt-Station“, wo der in Deutschland
geborene und aufgewachsene Muhlis
zunächst unterkommen soll. Die Ver-
wandten aus dem Dorf Büyük Yoncali,
um hundert Kilometer westlich vom 
Istanbuler Zentrum, sind – zur Überra-
schung der Behörden – nicht gekommen.

Das „Hoffnungskinder“-Haus liegt
weit abseits vom Stadtteilzentrum Kadi-
köys. Hier landen die Ärmsten der Armen
– obdachlose, meist suchtkranke Kinder
und Jugendliche zwischen 7 und 18 Jah-
ren. „Das hier ist kein Platz für Muhlis“,
sagt der stellvertretende Heimleiter Sera-
fettin Öztürk. „Unser Haus ist total un-
geeignet für ihn.“ Die Mehrzahl der hier
lebenden Kinder seien Klebstoffschnüff-
ler. Natürlich könne man Muhlis ein Dach
über dem Kopf bieten, aber angemessen
betreuen könne man ihn nicht.

Weil das „Hoffnungskinder“-Haus
„kein Gefängnis“ ist, wie der Sozialar-
beiter zugleich betont, muß Muhlis nur
seinen Paß hinterlegen und kann sich
sonst frei bewegen. Statt die Nächte in 
einem der neun Etagenbetten im rund 
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Mehmet mit Freundin Jasmin (in Istanbul)
„Angst vor dem Heim“ 
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guten Ruf erarbeitet und dabei, so sagt er,
„jede Mark ordnungsgemäß an die Sozial-
versicherungen abgeführt“.Als Türke müs-
se man in Deutschland nicht nur etwas bes-
ser sein als die Konkurrenz, sondern immer
auch einen Zacken korrekter. Inzwischen,
meint er selbstbewußt, könne Deutschland
auf die Türken nicht mehr verzichten: „Wir
sind Ziegelsteine in der Mauer. Wenn man
die Steine rauszieht, fällt die Mauer zu-
sammen.“

„In ökonomischer und auch in arbeits-
marktpolitischer Hinsicht“, so die Wirt-
schaftsexperten des RWI, seien Leute wie
der Türke Akkaya ein Segen, die Zuwan-
derung allgemein „im Saldo positiv zu be-
urteilen“. Immigration bringe einen „er-
heblichen Gewinn für die deutsche Volks-
wirtschaft“.

Der Migrationsforscher Klaus Bade von
der Universität Osnabrück glaubt, daß sich
die Zuwanderer in einer expandierenden
Marktwirtschaft „mittelfristig ihre Ar-
beitsplätze selbst schaffen“. Ahmet Erte-
kin, 37, etwa gehört zu jener Sorte von
Muselmanen, die keineswegs den Unter-
gang des Abendlandes wollen.

Seit 1995 hat Ertekin einen deutschen
Paß und arbeitet als Unternehmensberater
in Stuttgart, sein Spezialgebiet: türkische
Existenzgründungen in Almanya. Nach
Abitur und Diplom hat der Yuppie seinen
Doktor der Wirtschafts-
wissenschaften gebaut,
seine Firma Ata Consult
hat in den vergangenen
acht Jahren rund 300 Fir-
mengründer beraten.

In jeder türkischen
Neugründung sieht Erte-
kin einen „Beweis für
den Integrationswillen“
der Einwanderer, ob der
Start ins Unternehmer-
tum glückt oder nicht.
Doch für die meisten, die nach Deutsch-
land kommen wollen, um Geld zu verdie-
nen – ein recht ehrenwertes Motiv –, gibt
es, anders als etwa in Amerika, keine ge-
setzliche Regelung.

Obwohl sie mittlerweile in der zweiten
oder gar dritten Generation hier leben,
werden selbst die Kinder und Enkel der
ersten Gastarbeiter rechtlich immer noch
wie Fremde behandelt. Ende 1996 hatten
von den rund 2 Millionen hier lebenden
Türken nur 519 000 eine Aufenthaltsbe-
rechtigung, ein sicheres Bleiberecht.
534000 hatten nur eine unbefristete Auf-
enthaltserlaubnis, die sie unter allerhand
Beschränkungen zwingt, 217000 hatten gar
nur eine befristete.

Um die Generation der zugezogenen
Existenzgründer macht Berater Ertekin
sich gleichwohl keine Sorgen – wohl aber
um die jüngeren Ausländer. „Viele ältere
Türken“, sagt er, würden „Schilys Aussage
in abgemilderter Form durchaus unter-
schreiben“. Gleichwohl sei dessen gewag-

„Viele älter
Türken würd

Schilys Aus
sage in abg

milderter Fo
durchaus u
terschreiben
35 Quadratmeter großen, stickigen
Schlafsaal zu verbringen, zieht Muhlis 
bis Ende vergangener Woche zunächst zu
seiner mitgereisten Freundin ins Hotel.

Nur einmal in seinen ersten Istanbuler
Tagen, am Montag voriger Woche, kehrt
Muhlis zu den „Hoffnungskindern“
zurück – und gibt dort Interviews.

Muhlis, der, so sagt er, „seit zwei Tagen
keine Minute geschlafen“ hat, tritt auf
wie ein Medienstar, die Baseballkappe
auf dem Kopf, selbstbewußt und heraus-
fordernd. Doch wenn die Kameras abge-
schaltet sind, ist zu spüren: Er ist kein
20jähriger Erwachsener, wie er manch-
mal aussieht, sondern ein 14jähriger Jun-
ge – großspurig im Auftreten, aber auch
orientierungslos und überfordert.

„Total fertig“ sei er, sagt er zu Jasmin,
als keine Kamera auf ihn gerichtet ist.
Immer wieder suchen seine Augen Halt
bei der älteren deutschen Freundin. Sie
kann aber nur acht Tage bleiben.Was aus
„Mogli“, wie sie Muhlis nennt, danach
wird, wußte bis Freitag vergangener Wo-
che niemand. Und es
scheint auch keinen
wirklich zu kümmern –
außer den Chef des Mu-
siksenders „Kral TV“,
der ihm eine Fernseh-
karriere angeboten hat.

61 Straftaten hat der
Junge laut Polizei ver-
übt. Für keine konnte er
belangt werden, weil er
noch strafunmündig
war. Für seine 62., einen
schweren Raub mit 
Körperverletzung, be-
gangen am 3. Juli, er-
hielt er dann aber –
noch nicht rechtskräftig
– ein Jahr Haft ohne
Bewährung. Mehmet-Anwalt 
Wegen „gröblicher Verletzung“ ihrer
Aufsichtspflicht sollten Muhlis’ Eltern, die
seit über 30 Jahren unbescholten in
Deutschland leben, mit ausgewiesen wer-
den. Doch der Verwaltungsgerichtshof ist
dem Innenminister da nicht gefolgt.

„Lieber bin ich in Deutschland im
Knast als in der Türkei in Freiheit“, sagt
Muhlis nun in jedes Mikrofon in Istan-
bul: „Ich bin in Deutschland geboren und
aufgewachsen. Ich kenne nix anderes.“
Seine Taten bereue er. Bei etlichen Op-
fern habe er sich in Deutschland noch
vor der Abschiebung entschuldigt.

Früher hatten seine Opfer Angst vor
ihm, nun hat er „Angst vor dem Heim“.

Als Alternative gäbe es die Verwand-
ten. Doch die wollen ihn nicht aufneh-
men. „Wir können nichts für den Jun-
gen tun“, sagt der Bruder von Muhlis’
Mutter, Süleyman Saydam. Zornig steht
der frühere Fabrikarbeiter vor seinem
Haus in Büyük Yoncali: „Und wenn ihn
niemand nimmt, zu mir kommt er trotz-
dem nicht.“ Beim anderen Onkel, Ibra-
him A., kann Muhlis auch nicht bleiben,
weil der nur drei Monate im Jahr in
Büyük Yoncali verbringt. Die übrige Zeit
lebt der 73jährige Ex-Gastarbeiter in
München.

Im Teehaus des Dorfes wird getuschelt,
der Militärkommandeur habe Saydam ge-
warnt, den abgeschobenen Jungen auf-
zunehmen. Damit sei nur den deutschen
Behörden geholfen. Niemand, habe der
Kommandeur gesagt, errege sich dann
mehr über deren unmenschliche Ent-
scheidung, wenn Muhlis schließlich doch
im Kreis der Familie lande.

Die Meinung im Dorf sei klar, bekun-
det der Zweite Bürgermeister, Metin
Aksoy. Muhlis müsse nach Deutschland
zurück. Das „Problem Muhlis“ sei „in
Deutschland entstanden“, so Aksoy, „al-
so muß es auch dort gelöst werden“.

An Muhlis sei „alles
deutsch – bis auf seinen
Paß“. Das dürfe aber
nicht dazu führen, daß
„ihr das Problem jetzt
auf uns abladet“.

Für Aksoy, im Haupt-
beruf früher Lehrer, ist
es „in der ganzen Welt
anerkannt, daß ein
Mensch von der Geburt
bis zu seinem 18. Le-
bensjahr ein Kind ist“.
Genauso unumstritten
sei, „daß ein Kind bei
seinen Eltern sein
muß“. „Warum“, fragt
er, „soll das für Muhlis
nicht gelten?“

Wolfgang Kracherth 
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ter Auftritt „der falsche Satz zur falschen
Zeit“ gewesen. Denn solche Ablehnung
könne gerade jüngere Ausländer, die sich in
Deutschland nicht zu Hause fühlten, noch
aufstacheln.

Die Gefahr ist nicht zu unterschätzen:
Ganze Herden von schwarzen Schafen un-
ter den Ausländern in Deutschland zer-
trampeln gerade das, was Leute wie Ak-
kaya und Ertekin aufgebaut haben. Viele
weigern sich nicht nur, sich zu integrieren,
sie unterminieren die Gesellschaft – sei es,
indem Muslim-Extremisten Terror predi-
gen oder indem Kriminelle einige Bereiche
deutscher Polizeistatistiken dominieren. In
manchen Gefängnissen sitzen schon bis zu
80 Prozent Ausländer ein, Tendenz stei-
gend. Ganz alltägliche Fälle, die Fremden-
angst nähren, gehen quer durch die Repu-
blik immer wieder durch die Medien: In
Frankfurt etwa verurteilte das Landgericht
Mitglieder einer rumänischen Einbrecher-
bande, die überall im Land Tresore ge-
knackt und Geschäfte geplündert hatte. In
Stuttgart steht ein Albaner vor Gericht,
der einen Türsteher mit Messerstichen
durch ein Lokal getrieben hatte.

Zu einem Politikum entwickelte sich der
Fall Mehmet in München. Der 14jährige
Serienverbrecher wurde am Samstag vor
einer Woche zwangsweise in die Türkei ex-
pediert. Die ruppige Lösung des Falles, so
Münchens Oberbürgermeister Christian
Ude (SPD), „exportiert das Problem zwar
nur, aber dafür werden die Risiken für die
Opfer hier reduziert“ (siehe Seite 28).

Grund zu jener Angst, die der Diskus-
sion um Schilys These eine gefährliche
Schärfe verleiht, gibt besonders die Orga-
nisierte Kriminalität. Laut Bundeskrimi-
nalamt kamen im ver-
gangenen Jahr rund 60
Prozent der Mafia-Ver-
dächtigen von jenseits
der Grenzen. Die meisten
OK-Täter stammten aus
der Türkei, dem ehemali-
gen Jugoslawien, Polen
und Italien.

Zwar geht die Auslän-
derkriminalität minimal
zurück – 1996 waren noch
28,3 Prozent aller Tatver-
dächtigen keine Deutschen, im vergange-
nen Jahr waren das 27,9 Prozent. Doch
stellen Ausländer eben nur insgesamt rund
9 Prozent der Bevölkerung. Und bei eini-
gen Delikten mischen sie noch weit stärker
mit. Kokainschmuggel, Autodiebstahl,
Geldwäsche und Taschendiebstahl etwa
sind zu rund 50 Prozent in der Hand von
Import-Kriminellen. Da tröstet es auch we-
nig, daß die Gesamtstatistik eine leichte
Schieflage hat, weil Deutsche bestimmte
Straftaten kaum begehen können – vor al-
lem Verstöße gegen das Ausländer- und
Asylverfahrensgesetz.

Ausländer sind im Schnitt krimineller,
da hilft kein Schönreden. Aber es gibt Er-

Sie hausen 
Containern
dürfen nich

arbeiten,
werden oft g
nug bewach
wie Sträflin
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Mutmaßlicher Dealer (in Düsseldorf): „Kriminelle raus, aber schnell“ 
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Kölner Islamist Kaplan
Sichere Deckung in Deutschland 

A
P

klärungen: So tauchen sie vor allem deshalb
unverhältnismäßig häufig in den Zahlen-
kolonnen der Fahnder auf, weil sie mehr
potentielle Täter stellen. Der Anteil junger
Männer, und das sind traditionell die
Stammkunden der Ermittler, ist bei den Zu-
wanderern erheblich höher als bei Deut-
schen. Zudem haben etwa junge Türken in
der Regel eine schlechtere Schulbildung
und somit miesere Berufsaussichten. Wol-
len sie Geld und Genuß sofort, erledigen sie
das allzu häufig mit der Waffe in der Hand.

Verheerend wirkt bei vielen jüngeren
Ausländern auch, daß der Druck nachläßt,
sich zu integrieren. Türkisches Fernsehen
und türkische Zeitungen etwa mildern den
Zwang, sich der Kultur des Gastlandes an-
zupassen. In manchen Großstädten sind
ganze Viertel inzwischen fest in ausländi-
scher Hand: Eigene Geschäfte, Diskothe-
ken oder Kneipen schaffen ein eigenes Bio-
top. Das Grölen von Rechtsextremisten
preßt die Ausländer stärker zusammen. In
manchen Vierteln deutscher Großstädte
wie dem Berliner Wedding verschrecken
nicht nur marodierende Ausländergruppen
die Nachbarschaft – das Viertel rutscht im-
mer weiter ins Elend. Erst floh die deutsche
Mittelschicht, dann die türkische. Nun dro-
hen Zustände fast wie in den Schwarzen-
ghettos Amerikas (siehe Seite 26).

Besondere Wut lösen bei Behörden und
Bürgern immer wieder spektakuläre Fälle
aus, in denen ausgerechnet das Asylrecht
mißbraucht wird, das Verfolgte schützen
soll – und nicht Kriminellen für ein paar
Jahre deutsche Reviere öffnen sollte.
1993 wurden die Asylgesetze nach har-
tem Ringen verschärft: 1992 kamen 440000
Bewerber ins Land, 1997 waren es nur noch
104000. Das liegt vor allem daran, daß die
Bundesregierung einen Kordon von soge-
nannten sicheren Drittländern um die Re-
publik gelegt hat. Wer auf dem Landweg
einreist, kann sofort etwa nach Tschechien
wieder abgeschoben werden.

Und wer per Flugzeug kommt, landet
erst mal im Gebäudekomplex C 182/183
des Frankfurter Flughafens. Inzwischen
herrschen Hochsicherheitsbedingungen,
weil immer wieder Aspiranten ausgerissen
sind. Das Bundesamt für die Anerkennung
ausländischer Flüchtlinge entscheidet, ob
der Ankömmling ein Recht auf Asyl ha-
ben könnte, ein Gericht überprüft inner-
halb von 14 Tagen den Entscheid – dann
geht es entweder sofort wieder zurück in
die Heimat oder ins Land zum Verfahren in
einer der Aufnahmestellen.

Das freilich ist eine Plage. Nur rund 5
Prozent der Asylbewerber wurden 1997
anerkannt, alle anderen 95 Prozent wurden
als nicht asylberechtigt abgelehnt, und das
nach oft jahrelangem Warten. Sie hausen
derweil manchmal in Containern, dürfen
nicht arbeiten, werden oft genug bewacht
wie Sträflinge – keine schöne Art, ein Land
kennenzulernen. Ihr Lebensunterhalt und
die Verfahren kosten zudem Milliarden und
blockieren die ohnehin überlastete Justiz.

Die Ursache: Das deutsche Asylrecht,
ein individuelles Grundrecht, kann theo-
retisch von allen Menschen dieser Welt –
nur nicht von Bundesbürgern – eingeklagt
d e r  s p i e g e l  4 8 / 1 9 9 8
werden. Manchen Rechtspolitikern ist das
schon lange ein Dorn im Auge. Der Christ-
demokrat Rupert Scholz etwa fordert, das
Asylrecht in eine institutionelle Garantie
umzuwandeln – was das Gegenteil von
dem bedeutet, wonach das Wort „Garan-
tie“ klingt. Asyl wäre nicht mehr einklag-
bar, sondern würde wie in anderen eu-
33
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ropäischen Ländern als eine Art Gnade ge-
währt.

Noch können viele der Asylbewerber
ihr Gastland skrupellos austricksen. Be-
liebteste Masche: Sie verschweigen, woher
sie kommen, ihre Papiere haben sie dum-
merweise verloren. Allein in Hamburg
etwa halten sich derzeit rund 3000 junge
Männer aus Schwarzafrika auf, viele sind
Drogendealer. Auch wenn ihre Asylanträ-
ge abgelehnt wurden, weigern sie sich
schlicht auszureisen.

Abschieben können die Beamten allen-
falls wenige der Kriminellen. Denn nur sel-
ten wissen sie, woher die Kandidaten stam-
men. Die Behörden müssen mühsam und
kostspielig ermitteln, welches Land sie auf-
nehmen könnte. Immer wieder führen Be-
Türkische Studentinnen*: „Im Saldo positiv zu 
amte einzelne Afrikaner bei Botschaften
oder Konsulaten vor, in der Regel verge-
bens, wenn die Dealer schweigen. Der „Be-
gutachtungsmarathon“, so ein Behörden-
sprecher, zieht „sich meist monatelang hin“.

Doch daß zweifelhafte Gestalten ohne
Paß immer wieder mit Hilfe von Schleu-
sern über die grüne Grenze kommen, kön-
nen Gesetze nicht verhindern, dafür müß-
te schon eine Mauer à la DDR her.

Schlimmer als Drogenhändler sind für
den Ruf der Bundesrepublik freilich Polit-
Extremisten, die aus der sicheren Deckung
deutschen Asyls heraus Mord und Tot-
schlag predigen. So beantragte die türki-
sche Regierung etwa die Auslieferung von
Metin Kaplan, genannt „Kalif von Köln“.

Kaplan soll, behaupten türkische Fahn-
der, Terroranschläge in seiner alten Hei-
mat geplant haben. Der fanatische Islami-
stenführer kontrolliert von Köln aus eine
Truppe namens „Verband der Islamischen
Vereine und Gemeinden“, jüngst umge-
tauft in „Hilafet Devleti“ – „Kalifatsstaat“.
Um die vermeintlich gottlose türkische Re-

* In der Gesamthochschule Essen.
Diktatoren, dumm, dumm
RUDOLF AUGSTEIN
Josef Joffe zeichnet verantwortlich
für den Auslandsteil der „Süd-
deutschen Zeitung“. Er kennt sich

aus in allen Fragen, die Israel, die USA
und die Beziehungen zwischen ihnen
angehen. Man mag ihm nicht immer
folgen, aber uninteressant sind seine
Darlegungen nie. Am 17. November
war nun sein Kommentar über Saddam
Hussein zu lesen. Joffes Schlußfolge-
rung: „Aber Diktatoren sind dumm.“

Vielleicht ist Josef Joffe zu jung, um
die Stalin-Zeit noch kennengelernt zu
haben. Was immer Stalin war, ein asia-
tischer Despot und Großverbrecher, so
recht dumm war er nicht. War Mao
dumm, der Millionen eigener Lands-
leute hat umbringen lassen, wie Stalin
auch? Das wird man nicht aufrechter-
halten können. Die Reihe „dummer
Diktatoren“ könnte man rund um den
Erdball fortsetzen.

Auch Hitler, gewiß ein Diktator,
kann nicht mit der einen Silbe „dumm“
ausgeschildert werden. Schließlich hat-
te er es weit gebracht. Er hing Wahn-
vorstellungen an. Eine unterschwellige
Todessehnsucht, wie in König Etzels
Halle, kann nicht bewiesen, wohl aber
diskutiert werden.

Völliges Unverständnis bleckt uns in
dem Artikel an: Nicht einen Gedan-
ken verschwendet Joffe darauf, daß die-
ser unappetitliche Mensch zehn Jahre
lang von Franzosen und Russen gegen
Iran unterstützt worden ist. Kein Wort
darüber, daß er ein Geschöpf der Ame-
rikaner ist, die Bagdad im Golfkrieg
1991 hätten einnehmen können, statt
dessen aber willentlich diesen Wüst-
ling an der Macht ließen, indem sie ihn
ohne irgendeine Rücksicht auf die Be-
völkerung sozusagen für scheintot er-
klärten.

Joffe irrt sich, wenn er uns weisma-
chen will, Saddam in seiner Dummheit
habe dieses Mal eine tödliche Nieder-
lage erlitten. Das sieht die arabische
Welt nicht so, und Saddam selbst kann
es schon gar nicht so sehen.Aus dessen
Sicht wäre es verrückt, wenn er Rat-
schlägen wie denen Joffes folgte, den
Friedfertigen spielte und sein Land
Hunderten von Inspektoren überließe.
Selbstmord ist Saddams Sache nicht.

Seit Lord Kitchener 1898 die irre-
gulären Truppen eines selbsternannten
Mahdi schlug, hat sich das Bild des Der-
wischs bei den westlichen Nationen
festgemacht; vielfach wird vom „Der-
wisch in Hitler“ gesprochen. Der Der-
wisch steht für irrationales Handeln.
Das ist es aber eben nur von außen ge-
sehen. Einen Stalin wird man sicher
nicht mit dem Begriff „Derwisch“ ver-
ständlicher machen können. Auch den
Herrscher Syriens, Hafis el-Assad, der
ein blutiger Diktator ist, kann man so
nicht erklären; vielleicht den Funda-
mental-Greis Chomeini, der Iran um-
gekrempelt hat. Gegen ihn übrigens
wurde Saddam Hussein mit Waffen be-
liefert und in Stellung gebracht – im
Interesse des Westens.

Die arabische Welt braucht eben im-
mer einen Libero gegen irgendwelche
fundamentalistischen Feinde. Saddam
Hussein hatte sich als ein solcher be-
währt, bis er den unglücklichen Ent-
schluß faßte – nicht ohne Mithilfe der
amerikanischen Diplomatie –, das Fa-
milienscheichtum Kuweit einzusacken.
Ein Kofi Annan war damals nicht zur
Stelle, und so ergab es sich, daß Präsi-
dent George Bush den dafür prädesti-
nierten Saddam zum „Derwisch“ ma-
chen konnte. Ihn physisch vernichten
wollte man nicht. Im Gegenteil, er soll-
te in Bagdad festgenagelt bleiben, und
das unter einem derart demütigenden
Friedensdiktat, daß er entweder hätte
emigrieren müssen oder eben die ihm
zugedachte Rolle übernehmen.

Die USA wollten ihn nicht wegha-
ben, nur jahrelang schwächen – und
dies auf Kosten des handlungsunfähi-
gen Volkes. Frauen und Kinder mußten
am Rinnstein und in den Krankenhäu-
sern verkommen, weil die Iraker es
nicht schafften, den vom Westen und
von Rußland installierten Bluthund zu
stürzen.

Beiläufig erfährt man, daß voraus-
sichtlich 10 000 Zivilisten durch den
schon angelaufenen Bombereinsatz
hätten sterben können. Wären es nur
hundert Amerikaner gewesen, so hätte
man den Angriffsbefehl nicht erteilt.
Mensch ist eben nicht gleich Mensch.

Der Diktator muß gewarnt gewesen
sein, dafür braucht man keine Kanäle
aus Moskau, Paris oder von Kofi Annan
aus der Uno-Zentrale. Saddams abrup-
tes Nachgeben ist nur in der Phantasie
westlicher Journalisten eine Demüti-
gung.Was geschah, ist Teil seines Spiels:
Wieder einmal hat er dem großen Sa-
tan USA eine Nase gedreht.
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gierung zu bekämpfen, schrecken seine
Anhänger vor kaum etwas zurück. Verfas-
sungsschutz und Bundesanwaltschaft sind
dem Kölner Kalifen auf der Spur, er steht
gar unter Mordverdacht. Eine Ausweisung
wird es kaum geben – Kaplan ist als Asyl-
berechtigter anerkannt.

Mächtiger und reicher als Kaplans Hau-
fen ist die „Islamische Gemeinschaft Milli
Görü≠“, mit Sitz ebenfalls in Köln. Milli
Görü≠ steht der in der Türkei verbotenen
islamistischen Wohlfahrtspartei nahe, die
Anhänger wollen ihr Land in einen tota-
litären Gottesstaat verwandeln. Bundes-
weit, schätzen Ermittler, kontrollieren die
Extremisten 26000 Mitglieder.

In Deutschland halten sich die Milli-
Görü≠-Truppen zurück: „Die wären ja ver-
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Berliner Bauunternehmer Akkaya: „Wir sind Ziegelsteine in der Mauer“ teilen“ 

F
O

T
O

S
: 

M
. 

T
Ü

R
E
M

IS
 /

 L
A
IF
rückt, wenn die ihre Operationsbasis durch
Terroranschläge hier gefährden würden“,
sagt Herbert Müller, zuständiger Referats-
leiter des Verfassungsschutzes in Baden-
Württemberg. Milli Görü≠, so der Szene-
kenner, sei antisemitisch und pflege eine
„kulturspezifische Form des Rechtsra-
dikalismus“.

Auch kurdische Extremisten
verbreiten Angst und Schrecken.
Immer wieder haben die Anhän-
ger des jetzt verhafteten PKK-
Chefs Öcalan gewaltsam de-
monstriert oder gar türkische
Geschäfte in Deutschland ange-
griffen. Die unheimliche fremde
Macht im Land bringt deutsche
Strafverfolger jetzt in eine üble
Klemme: Sie trauen sich nicht so
recht, Öcalans Auslieferung nach
Deutschland zu beantragen, ob-
wohl es einen Haftbefehl gibt, weil der PKK-
Führer mehrere Morde in Deutschland be-
fohlen haben soll. So kommen fremde Krie-
ge nach Deutschland (siehe Seite 37).

Das jetzige deutsche Asylrecht mit sei-
nen Verfahren an überlasteten Gerichten –

„Eine 
Arbeits

ten f
samte

und 
werd

vert
das finsteren Gesellen wie Kaplan Bleibe-
recht einräumt – dürfte in der jetzigen
Form kaum Bestand haben. Die EU-Part-
ner haben sich im Amsterdamer Vertrag,
dem Nachfolgeabkommen zu Maastricht,
unter anderem darauf geeinigt, innerhalb
von fünf Jahren eine gemeinsame Strategie
gegen illegale Einwanderer und gegen
Schleuser zu entwickeln. Die Festung
Europa ist im Bau, und dabei sollen auch
EU-weite „Mindestnormen für die Auf-
nahme von Asylbewerbern“ festgeschrie-
ben werden.

Bei einem wichtigen Punkt hat sich die
Bundesregierung in Amsterdam freilich
über den Tisch ziehen lassen: Ein gemein-
samer Plan für die „gerechte Verteilung“
von Kriegsflüchtlingen und Asylbewerbern
muß noch nicht wie die gemeinsame Tak-
tik gegen Schleuser innerhalb von fünf Jah-
ren unterschrieben werden. Da haben die
Nachbarn keine Eile, schließlich nimmt
Deutschland die Hälfte aller Asylbewer-
ber in Europa auf und gewährt dem größ-
ten Teil der Flüchtlinge Unterschlupf. Ein
Teil des Asylproblems könnte sich freilich

von selbst erledigen – wenn vor-
geschützte Verfolgung daheim
nicht mehr der einzige Weg
nach Deutschland wäre. Ein
Einwanderungsgesetz könnte
Arbeitswillige hereinlassen, die
sich dann nicht mehr irgend-
welche Schauermärchen aus-
denken müßten. „Ein Haus hat
Türen, die man öffnen und
schließen kann“, sagt der grüne
Europapolitiker Cohn-Bendit,
„und eine Gesellschaft hat das

Recht, die Bedingungen zu formulieren,
wann die Türen geöffnet werden sollen.“

Alle Bundestagsparteien wollen den Zu-
zug stärker nach deutschen Interessen aus-
richten. Dann kommt nicht mehr, wer eben
kommt. Es soll vielmehr kommen, wer ge-

illion
igran-
 Ge-
ropa,
ann 
 die 

ilt“
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rade gebraucht wird – „bedarfsorientiert“
heißt das Stichwort.

Im vergangenen Jahr erst richtete Otto
Schilys SPD-Fraktion detaillierte Forde-
rungen an die damalige christliberale Re-
gierung und stellte Kriterien für die Zu-
wanderung auf. Es gehe „nicht darum“, so
der Fraktionsantrag, „neue Anreize für
eine weitere Einwanderung zu schaffen,
sondern nur darum, die Folgen der Migra-
tion zu regeln“.

Der ausgewogene Plan: Höchstgrenzen
für Immigranten sollten je nach Bedarf „in
bestimmten Berufen, Branchen und Tätig-
keitsfeldern“ bestimmt werden. Dabei sei-
en auch „die infrastrukturellen Vorausset-
zungen wie Wohnungsmarkt und Möglich-
keiten im Bereich des Schul- und Gesund-
heitswesens“ zu berücksichtigen. Als Aus-
wahlkriterien würden danach ganz syste-
matisch Alter, Qualifikation und Berufs-
erfahrung bewertet, nach Punkten.

Politiker aller Couleur basteln schon an
Plänen für eine entsprechend funktionie-
rende europäische Einwanderungsbehör-
de. „Der Vertrag von Amsterdam sieht ja
vor, daß die Migrationspolitik harmonisiert
wird“, sagt Europapolitiker Cohn-Bendit:
„Man muß eine Zielsetzung vorgeben, die
etwa vorschlägt: eine Million Arbeitsmi-
granten für Gesamteuropa, und dann wer-
den die verteilt.“

Wie man so etwas zum Vorteil der In-
dustrie effektiv organisiert, können die Ver-
einigten Staaten von Europa bei den Ver-
einigten Staaten von Amerika abgucken.
Die Regierung Clinton schraubt die Zahl
der Einbürgerungen nach oben. Waren es
1991 noch 300000, so bekamen 1996 über
eine Million der schon in den USA leben-
den Einwanderer den begehrten US-Paß.
Rund 915 000 Neuankömmlinge ließ der
Immigration Service in dem Jahr ins Land.

Dabei teilen die Amerikaner die Zu-
wanderer ähnlich wie Kanadier und Au-
35
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stralier im wesentlichen in vier Kategorien
ein. Sie lassen vor allem Familiennachzüg-
ler hinein, dazu Flüchtlinge, Arbeitsimmi-
granten und schließlich „Sonstige“, zu de-
nen etwa die Gewinner von Green-Card-
Lotterien gehören.

Als Flüchtlinge oder Asylbewerber wer-
den auch Menschen anerkannt, die in
Deutschland zur Zeit nie und nimmer
durchkämen – etwa afrikanische Frauen,
die vor der traditionellen Beschneidung
fliehen. Nachweisen müssen sie allerdings
schon, woher sie kommen und daß sie ver-
folgt werden. Das Verfahren kann aller-
dings auch in den USA mehr als ein Jahr
dauern.

Jedes Jahr verkündet der Präsident nach
einer Expertenrunde die Zielvorgaben für
die verschiedenen Einwandererkontingen-
te – die werden dann je nach Weltlage fle-
xibel ausgelegt. Allerdings: Während die
Einwanderungsquoten seit 1990 kontinu-
ierlich hochgetrieben werden, gehen US-
Grenzer zugleich rabiat gegen Illegale vor
– besonders entlang der scharf gesicher-
ten Grenze zu Mexiko.

Die US-Wirtschaft, die derzeit erfolg-
reichste der Welt, befürwortet den kon-
trollierten Zustrom. Als der Vorsitzende
des zuständigen Unterausschusses im Senat
1996 die Einwandererzahlen senken woll-
te, liefen schon tags drauf Manager großer
Unternehmen Sturm. Der Vorschlag wur-
de gekippt.

Der Nachfolger des gescheiterten Sena-
tors, der Republikaner Spencer Abraham,
hatte die Lektion gelernt. Seine Visionen
für eine noch liberalere Einwanderungs-
politik entwickelte er in einem Vortrag,
den er gleich bei dem kalifornischen Com-
puter-chip-Hersteller Cypress Semicon-
ductor Corporation hielt. Die Zuhörer wa-
ren begeistert.

Als 1996 nach einer Serie neuer Ein-
wanderungsgesetze der Ansturm über 
die Behörden hereinbrach, mieteten 
die Bürokraten für die Formalien kur-
zerhand Sportstadien an. 10 000 Immi-
granten aus aller Welt versammelten 
sich etwa an einem Tag im texanischen
Dallas. Bevor sie mit ihrer neuen Staats-
bürgerschaftsurkunde nach Hause gingen,
hoben alle die rechte Hand, schworen der
Loyalität zu einem „fremden Prinzen,
Herrscher, Staat oder Macht“ ab – mit 
der üblichen Eidesformel: „So wahr mir
Gott helfe“. ™


